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Brief an Verantwortliche aus Politik und Wirtschaft

Helga Linsler, Initiative für den sofortigen Ausstieg aus der Atomenergie

www.sofortiger-atomausstieg.info

Bitte schicken Sie den folgenden Brief an die unten angegebenen Adressen:

Sehr geehrter Herr
________________________  ,

ich protestiere hiermit gegen die Freigabe von großen Mengen radioaktiv verseuchter Materialien aus abzubauenden Atomanlagen mit noch hohen Konzentrationen in den Umwelt- und Lebensbereich. Laut EU-Richtlinie ist bei der Freigaberegelung der Grenzwert von 10 Mikrosievert / Jahr pro Person festgelegt. Mit der von Ihnen festgelegten Freigabe wird bereits bei einzelnen Nukliden die effektive Folgedosisbelastung von Einzelpersonen erreicht, die 6.500fach höher ist, als die angestrebten 10 Mikrosievert.

Laut der neuen Strahlenschutzverordnung haben Sie beschlossen, dass Tritium (H-3) uneingeschränkt freigegeben werden darf, wenn die spezifische Aktivität geringer als 1 Million Becquerel / l ist. Dagegen protestiere ich. Ich halte es für dringend notwendig, dass der derzeitige Tritiumgehalt um Grundwasser von 0,5 Becquerel / l nicht überschritten wird!

Ferner ist der sofortige Stopp der Beseitigung radioaktiver Reststoffe auf Mülldeponien und ein Verbot des Recyclings schwach radioaktiven Metallschrotts erforderlich. Schwach radioaktive Stoffe müssen in Spezialbehältern gelagert werden.

Ich erwarte, dass die Erhöhung von Ableitungen radioaktiver Stoffe aus kerntechnischen Anlagen in Luft und Wasser von 1 Millisievert auf den alten Grenzwert von 0,3 Millisievert herabgesetzt wird.

Ich erhebe Einspruch gegen die derzeitigen und noch geplanten Zwischenlager an den Atomkraftwerken wegen der Erhöhung der Gamma- und Neutronenstrahlung in der Umgebung und der großen Gefahr möglicher terroristischer Angriffe.

Eine Unterlassung weiterer Castortransporte ist dringend geboten, weil durch diese Transporte ständig Radioaktivität in die Umgebung abgegeben wird.

Darüber hinaus ist die Wiederaufarbeitung von Atommüll umgehend aufzugeben, weil Wiederaufarbeitungsanlagen fortlaufend mehr Radioaktivität freisetzen als z. B. ein Atomkraftwerk.

Das Umweltministerium für Naturschutz und Reaktorsicherheit hat in einem Brief von Herrn Dr. Greipl vom 16.06.2000 mitgeteilt, dass inzwischen in der wissenschaftlichen Literatur zahlreiche Befunde über Umwandlungen von normalen zu bösartigen Zellen durch niederintensive Radioaktivität vorliegen. Der kanadische Wissenschaftler Petkau hat bereits 1972 Zellmembranschädigungen durch chronische, schwach radioaktive Strahlung festgestellt. Intakte Zellmembranen sind für ein gutes Immunsystem notwendig. Prof. Dr. John Gofmann, der an der Entwicklung der Atombombe beteiligt war, sagt: "Jetzt, da wir die Gefahren niedriger Strahlung kennen, war das Verbrechen nicht mehr ein Experiment, das wir machten, sondern Mord" (Zitat gekürzt).

Laut Krankheitsarten-Statistik der AOK-West von 1997 sind die Krankenhausfälle im Vergleich von 1985 zu 1997 im Hinblick auf Tumore um ca. 50 % angestiegen und haben im Hinblick auf Ernährungs- und Stoffwechselerkrankungen sowie Störungen im Immunsystem um ca. 1/3 zugenommen.

Ich sehe mein Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit – Art. 2 (2) im Grundgesetz – durch die lebensbedrohlichen Auswirkungen der hiesigen Atompolitik verletzt. Daher behalte ich mir vor, Sie für meine daraus entstehenden körperlichen Schäden und Sachschäden haftbar zu machen. Im Interesse aller Menschen ist ein sofort verstärkter Einstieg in die Nutzung erneuerbarer Energien, deren besondere Förderung und die Stilllegung aller Atomkraftwerke notwendig. Die bis dahin noch anfallenden Brennstäbe müssen in den kraftwerksinternen Lagerbecken gelagert werden.
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